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Mit Unterstützung Österreichs, 
Deutschlands und der Schweiz soll 
im Tigris-Tal eines der weltweit um-
strittensten Bauprojekte realisiert 
werden: Der Ilisu-Staudamm. Am 
Mittwoch wurde in der antiken Stadt 
Hasankeyf, die durch das Vorhaben 
überflutet werden soll, ein Informa-
tionszentrum eingeweiht.

„Es gibt Dinge, die man nicht ak-
zeptieren kann, gegen die man auf-
treten muss, egal wie groß oder ge-
ring die Erfolgsaussichten sind“, sagt 
Ulrich Eichelmann. Er ist Mitarbei-
ter von ECA-Watch Österreich, einer 
NGO, die sich „gegen die Förderung 
von verantwortungslosen Export-
projekten“ richtet. Seit über zwanzig 
Jahren engagiert sich der Landschafts-
ökologe Eichelmann für den Umwelt-
schutz. Doch ein im Osten der Türkei 
geplanter Staudamm stellt für den 
Projektleiter der Kampagne „Stop Ili-
su - Rettet Hasankeyf“ alles bisher Er-
lebte in den Schatten.

In den Fünfzigerjahren des vorigen 
Jahrhunderts wurde erstmals über die 
Realisierung eines Staudamms im Ti-
gris-Tal in Südostanatolien diskutiert. 
Erste Studien wurden in Auftrag ge-
geben und man suchte investitions-
willige, europäische Partner. Nach 
einigen Anlaufschwierigkeiten rückte 
die Umsetzung des Projekts im März 
2007 näher. Österreich, Deutschland 
und die Schweiz stimmten einer Un-
terstützung des Vorhabens zu. Die 
europäischen Exportkreditagenturen, 
darunter die Österreichische Kon-
trollbank (OeKB), die deutsche Euler 
Hermes und die Schweizer Export 
Risiko Versicherung (SERV), werden 
für die Risiken des Baus haften. Sie 
unterstützen damit die beteiligten Un-
ternehmen, darunter die Andritz AG, 
die Züblin AG, und das Schweizer Un-
ternehmen Alstom. Die Bank Austria, 
die Deka Bank und die Société Géné-
rale stellen zinsgünstige Kredite zur 
Verfügung.

Doch welche Konsequenzen der 
1.820 Meter lange und 135 Meter hohe 
Betonklotz für die dort ansässige Be-
völkerung, für Flora und Fauna und 
nicht zuletzt für das reiche kulturelle 
Erbe dieser Region hat, scheint die 
Beteiligten nicht zu interessieren. Ob-
wohl die Exportkreditagenturen ihre 
Unterstützung an unzählige Auflagen 
gekoppelt haben, wurde die Zusam-
menarbeit mit den Behörden in An-

kara fortgesetzt - auch als klar wurde, 
dass viele dieser Auflagen nicht ein-
gehalten würden.

Natur und kulturelles Erbe  
in Gefahr

Bis zum heutigen Tag zählt das Tal 
des Tigris nicht nur landschaftlich zu 
den vielfältigsten und eindrucksvolls-
ten Gebieten der Erde. Auch die Ar-
tenvielfalt, die in einem noch nahezu 
intakten Lebensraum besteht, ist ein-
zigartig. Mehr als 300 Vogelarten sind 
hier anzutreffen, darunter auch der 
Rotlappenkiebitz und der Rötelfalke. 
Sie zählen zu den weltweit bedroh-
ten Vogelarten. Durch den Bau des 
Staudammes würden diese bedrohten 
Vögel ihre Brutgebiete verlieren. Ei-
ner ähnlich düsteren Zukunft blicken 
über zwanzig Fischarten entgegen. 
Mehr als die Hälfte von ihnen wäre 
nicht in der Lage, in einem Stausee zu 
überleben.

Auch kulturgeschichtlich wäre der 
Bau des Staudamms desaströs. Das Ti-
gris-Tal hat eine unverkennbare histo-
rische Bedeutung. Noch heute lassen 
sich Jahrtausende alte Spuren längst 
vergangener Kulturen feststellen. Ha-
sankeyf, eine über 10.000 Jahre alte 
Stadt, liegt im Zentrum der Region. 
Mehr als zwanzig verschiedene Kul-
turen, von den Assyrern über die Rö-
mer bis hin zu den Abbasiden, haben 
hier deutliche Spuren hinterlassen. 
Befremdlich, dass diese „Wiege der 
Menschheit“, wie das alte Mesopo-
tamien noch gerne bezeichnet wird, 
nicht zu den offiziell anerkannten 
Weltkulturerben zählt. Doch laut den 
UNESCO-Regeln müsste der türkische 
Staat diesbezüglich einen Antrag stel-
len. Doch die Türkei profitiert mehr 
vom Bau des Staudamms als von der 
Ernennung dieser Region zum Kultur-
erbe, weshalb die Regierung in Anka-
ra sich vermutlich auch künftig nicht 
an die UNESCO wenden wird. Auch 
eine entsprechende Aufforderung 
durch das EU-Parlament blieb bis jetzt 
folgenlos.

Kommt es zum Bau, werden Jahr-
tausende alte Kulturdenkmäler unter 
einer Schlammlawine begraben. Mehr 
als 200 Siedlungen würden teilweise 
bis vollständig überflutet werden. Wie 
der Sender „Deutschlandradio“ jüngst 
berichtete, würden über 50.000 Men-
schen dadurch ihrer Heimat beraubt.

Zur Beschwichtigung haben sich 
die Baubeteiligten indes eine be-
sondere Initiative überlegt. Ganz im 
Zeichen der Kunsterhaltung beab-
sichtigen sie, einige „kulturhistorisch 
wertvolle Monumente abzubauen 
und in einem Archäologie-Park am 
Rande des Stausees wieder aufzustel-
len“. Für Kritiker wie Ulrich Eichel-
mann stellt sich dennoch die Frage, 
was es bringen soll, ausgewählte Ge-
bäude aus ihrem natürlichen und his-
torischen Kontext herauszureißen und 
in einen künstlich geschaffenen Raum 
wieder einzupflanzen. Die Objekte 
würden schlichtweg ihren Wert, ihre 
Besonderheit und ihre Anziehungs-
kraft verlieren. Überhaupt sei unklar, 
wer über den Wert und Unwert der 
einzelnen Gebäude und Kulturschätze 
entscheiden soll. Schließlich müsse 
man eine Selektion jener kulturellen 
Überbleibsel vornehmen, die gerettet 
werden sollen, während der Rest in 
den Schlammlawinen zugrunde geht.

Zwangsumsiedlung und 
Enteignung

Weniger noch als für die archäo-
logischen Relikte scheinen sich die 
Bauunternehmer für die dort ansäs-
sigen Menschen zu interessieren. Dies 
zeigt die forcierte Umsiedlungspolitik, 
denen die bäuerliche Bevölkerung 
hilflos ausgeliefert ist, wie auch Eva 
Glawischnig, stellvertretende Bundes-
sprecherin der österreichischen Grü-
nen, bei ihrem Besuch in Hasankeyf 
feststellen konnte. „Eine Einbindung 
der vielen zehntausend Betroffenen, 
die durch den Damm ihre Lebens-
grundlage verlieren, findet nicht statt“, 
so die Kritikerin des Bauvorhabens.

Die dort lebende Bevölkerung, 
überwiegend kurdischer Abstam-
mung, wird nur spärlich informiert. 
Die Menschen wissen, dass ihnen im 

Fall eines Baus des Staudamms nichts 
anderes übrig bleibt, als ihr Hab und 
Gut zu nehmen und ihr Heimatdorf 
zu verlassen. Eine Alternative gibt es 
nicht. Was die Zukunft bringt, wissen 
die meisten nicht. Die Mehrzahl wird 
einfach von der Regierung enteignet, 
eine gerechte Entschädigung wird nur 
in den seltensten Fällen bezahlt.

Einen ausgearbeiteten, europä-
ischen Standards entsprechenden 
Umsiedlungs- und Entschädigungs-
plan, wie es auch die Exportkredita-
genturen in ihren Auflagen fordern, 
gibt es bislang nicht. Inwiefern der 
Bau überhaupt in irgendeiner Weise 
gerechtfertigt werden kann, ist schlei-
erhaft. Laut aktuellen Umfragen spre-
chen sich über 80 Prozent der Ein-
wohner gegen den Bau von Ilisu aus. 
Niemand will wegziehen, denn dies 
bedeutet für alle eine existentielle 
Bedrohung. Vor allem die bisherige 
Lebensgrundlage, der Ackerbau, wür-
de von heute auf morgen wegfallen. 
Die meisten Menschen würden in 
die jetzt schon überbevölkerten süd-
anatolischen Städte ziehen. Hier eine 
Arbeit zu finden, ist nahezu aussichts-
los. Die rasche Zunahme der Stadtbe-
völkerung führt dort bereits heute zu 
verheerenden Konsequenzen. Arbeits-
losigkeit, steigende Kriminalität und 
Hygieneprobleme sind nur einige der 
Schwierigkeiten, mit denen man in 
Zukunft zu kämpfen hat.

EU-Auflagen bleiben unerfüllt

Die Proteste gegen das Projekt Ili-
su-Damm haben in den letzten Jah-
ren weltweit zugenommen, wie man 
wohl auch in der EU wahrgenommen 
hat. Zumal der irakische Außenminis-
ter Hoshyar Zebari im vorigen Jahr die 
Europäische Union in einem Brief an 
EU-Kommissarin Benita Ferrero-Wald-
ner dazu aufgefordert hatte, sich für 

CITIZEN

TÜRKEI

Ilisu Staudamm  
aufgeschoben
Valérie Michiels

Bis Zur Minarett-Spitze soll die historische Stadt Hasankeyf unter den Wassermassen des 
Ilisu-Damms verschwinden.
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einen Stopp der Bauvorbereitungen 
einzusetzen. Der Irak muss, wie Sy-
rien, durch den Ilisu-Damm mit der 
Einbuße enormer Wassermengen 
rechnen. Auch die Wasserqualität 
wird sich wahrscheinlich in den süd-
lichen Nachbarländern der Türkei ver-
schlechtern. Zebaris Bitte wurde aber 
scheinbar nicht erhört. Die beteiligten 
EU-Staaten konnten mit ihren Vorbe-
reitungen fortfahren.

Auch wenn die EU das Projekt 
nicht mitfinanziert, scheint doch frag-
lich, inwiefern die Beteiligung einiger 
ihrer Mitgliedsstaaten den Prinzipien 
der Europäischen Union entspricht. 
Zwar sieht es der Vertrag von Lissabon 
vor, die Menschenrechte zu verankern 
und eine ökologisch-nachhaltige Poli-
tik zu betreiben. Und wohl mögen die 
Exportversicherer aus Österreich, der 
Schweiz und aus Deutschland ihre 
Haftung an strenge Auflagen binden 
- die von der türkischen Regierung 
zumindest formell akzeptiert worden 
sind. Die jüngsten Geschehnisse erge-
ben dennoch ein anderes Bild: Aufla-
gen, die an umweltschützende sowie 
denkmalschützende Maßnahmen ge-
bunden sind und auch die Menschen-
rechte berücksichtigen sollen, wurden 
von den türkischen Behörden nur pro 
forma anerkannt.

Auch ein unabhängiges Experten-
team war jüngst vor Ort und hat ei-
nen ernüchternden Bericht vorgelegt: 
Keine der Auflagen, die von den drei 
beteiligten EU-Staaten ursprünglich an 
die Türkei gestellt wurden, sind bis-
lang erfüllt worden. So wurde der offi-
zielle Baubeginn, der ursprünglich für 
Anfang Mai vorgesehen war, erneut 
verschoben. Laut der Expertengruppe 
würde es mindestens noch zwei Jahre 
dauern, um auch nur annähernd in-
ternationale Standards zu erreichen. 
Nichtsdestotrotz habe man der Türkei 
eine neue Frist gewährt, um einen 
Plan vorzulegen, wie die Auflagen 
künftig eingehalten werden können, 
beklagt Thomas Wenidoppler von 
ECA-Watch Österreich. Deshalb soll 
der Druck auf die jeweiligen Regie-
rungen, sich aus dem Projekt zurück-
zuziehen, verstärkt werden. Vor allem 
die deutschen und österreichischen 
Grünen üben massive Kritik. Laut Ein-
schätzung der ECA-Watch Österreich 
gibt es jedoch keine Anzeichen, dass 
sich Euler Hermes aus dem Geschäft 
zurückziehen wird. Gleichzeitig ver-
dichten sich die Hinweise, dass be-
reits neue Pläne geschmiedet werden, 
damit doch noch in diesem Frühjahr 
mit dem Bau des Jahrhundertprojekts 
begonnen werden kann.

Valérie Michiels studiert seit 2004 
Philosophie und Geschichte an der 
Universität Innsbruck.

Appel de candidatures

Le Fonds Belval

I.1) NOM, ADRESSES ET POINT(S) DE 
CONTACT

Le Fonds Belval 
6, avenue des Hauts Fourneaux 
4362 Esch-sur-Alzette 
Tél.: (+352) 26 840-1 Fax: (+352) 26 
840-300 
Email: fb@fonds-belval.lu

II.1.1) Intitulé attribué au marché
Travaux de réfection de la cheminée du 
Haut fourneau A à Belval

II.1.2) Type de marché et lieu 
d’exécution des travaux, de livraison 
de fournitures ou de prestation de 
services 
Travaux 

Il.1.5) Description succincte du marché 
ou de l'achat/des achats
Réfection de la cheminée en 
maçonnerie du haut fourneau A sise 
sur l'ancien site sidérurgique de Belval 
(hauteur 75 mètres).

III.2.1) Situation propre des opérateurs 
économiques, y compris exigences 
relatives à l’inscription au registre 
du commerce ou de la profession. 
Renseignements et formalités 
nécessaires pour évaluer si ces 
exigences sont remplies: 
Situation juridique - références 
requises: 
Certificat d'inscription au registre 
professionnel et au registre de 
commerce, déclaration sous serment ou 
certificat dans les conditions prévues 
par la législation de l'Etat membre où 
il est établi.
Certificat délivré par l'autorité 
compétente de l'Etat membre où il est 
établi, selon lequel le prestataire est en 
règle avec ses obligations relatives au 
paiement des cotisations de sécurité 
sociale et au paiement vis-à-vis des 
administrations des contributions 
directes et des administrations des 
contributions indirectes.
Attestation de souscription à une 
assurance responsabilité civile et 
professionnelle.

III.2.3) Capacité technique. 
Renseignements et formalités 
nécessaires pour évaluer si ces 
exigences sont remplies: 
Liste des travaux de réfection de 
cheminées industrielles en maçonnerie 
de taille supérieure à 50 mètres 
exécutés au cours des 3 dernières 
années, y compris le nom du maître de 
l'ouvrage, bureaux d'études, le montant 
des travaux et les dates y relatives. 
Une note présentant le candidat (titres, 
qualifications) et le personnel occupé.

IV.1.1) Type de procédure
Restreinte

IV.3.4) Date limite de réception 
des offres ou des demandes de 
participation
jeudi 03 juillet 2008 à 17:00

VI.3) AUTRES INFORMATIONS
Les offres sont à remettre à l'adresse de 
dépôt des candidatures conformément 
à la législation et à la réglementation 
sur les marchés publics avant les 
date et heure limite de dépôt des 
candidatures.

VI.5) Date d'envoi de l'avis au Journal 
Officiel de l'U.E.
09/05/2008

Esch-sur-Alzette, le 13 mai 2008
Germain Dondelinger
Président du Conseil d'Administration

Ministère de l’Économie et du 
Commerce extérieur

FEDER OBJECTIF 2 (2000-2006)  

Appel à projets

Le Luxembourg a bénéficié d'un impor-
tant soutien financier de l’Union euro-
péenne en faveur de la reconversion 
économique et sociale de certaines zo-
nes au sud, à l’est et au nord du pays. 
Ainsi, au travers du Fonds européen 
de développement régional (FEDER), le 
Luxembourg dispose d’une enveloppe 
globale de 44 millions € de cofinan-
cement communautaire au titre de l’ob-
jectif 2 dont une partie peut encore être 
attribuée à de nouveaux projets.

La date butoir d’engagement et de prise 
en compte de dépenses éligibles ayant 
été fixée au 31 décembre 2008, le Mi-
nistère de l’Economie et du Commerce 
extérieur lance un dernier appel, thé-
matiquement ciblé, destiné à prendre 
en compte des projets se trouvant dans 
une phase de réalisation avancée, et 
pouvant cadrer dans une des mesures 

décrites ci-dessous, et ceci dans la 
limite des disponibilités budgétaires en 
cette fin de programmation.

• Mesure 1.1 :  Amélioration de 
l'environnement productif des régions

• 	 équipements en infrastructures 
d’utilité économique de base 

	 (transport,  télécommunications, 
énergie, infrastructures 
environnementales)

• 	 équipements en infrastructures 
d’accueil

	 (bâtiments d’accueil, parcs 
d’activité)

• Mesure 1.3 : Soutien au 
développement touristique
• Mesure 2.2 : Amélioration des cadres 
de vie défavorisés

• 	 réhabilitation de milieux 
urbanisés en agglomération 
urbaine et rurale

• 	 infrastructures sociales pour 
l’accueil et la garde pour 
population dépendante 

• 	 équipements socio-culturels et 
socio-éducatifs de proximité

• 	 développement de services 
s’intégrant dans le projet e-
luxembourg

• Mesure 2.3 :  Renforcement des 
logiques environnementales et soutien 
au développement des techniques 
environnementales

• 	 contribution à la mise en œuvre 
du Plan national pour un 
développement durable

• Mesure 3.1 : Renforcement des 
capacités de recherche et de 
développement technologique 
• Mesure 3.2 : Sensibilisation à 
l'innovation au niveau des procédés, 
des produits et des marchés
• Mesure 3.3 : Recherche et 
développement de nouveaux pôles de 
compétence technologique.

Les propositions de projets sont à 
introduire pour le 16 juin 2008 au  
plus tard avec la référence  
« OBJECTIF 2 (2000-2006) » sous 
forme de version papier signée 
au Ministère de l'Economie et du 
Commerce extérieur, Direction de la 
politique régionale, L-2914 Luxembourg. 
Parallèlement une version électronique 
est à transmettre à l’adresse 
« objectif2@eco.etat.lu ».

Pour le téléchargement de la fiche 
de candidature ou de toute autre 
information sur le programme, veuillez 
consulter le site internet de l’autorité 
de gestion à savoir : 

http://www.eco.public.lu/attributions/
dg2/d_politique_regionale/objectif_
2.html


